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In dem Empfehlungsverfahren 2008/49 nehmen wir zu der Frage,

„ ...unter welchen Voraussetzungen sich gem. § 19 Abs. 1 Nr. 1 EEG 2009 mehrere Anlagen

„auf dem selben Grundstück, oder sonst in unmittelbarer räumlicher Nähe“ befinden“,

wie folgt Stellung:

Die Regelung in § 19 Abs. 1 Nr. 1 EEG 2009 enthält sowohl einen bestimmten, als auch einen

unbestimmten Rechtsbegriff. Während der Begriff des Grundstücks eindeutig definiert

werden kann und kaum Auslegungsspielräume zulässt (unter I.), ist der Begriff der

„räumlichen Nähe“ auslegungsbedürftig und birgt die Gefahr, dass Planungssicherheit für

Anlagenbetreiber im Einzelfall nur schwer erreichbar sein wird (II.).

I. Grundstück

Der Begriff des Grundstücks erscheint unzweideutig. Grundstücke sind abgegrenzte Teile der

Erdoberfläche, die im Grundbuch als selbständiges Grundstück eingetragen sind (Vgl. § 3

Abs. 1 S. 1 GBO). Auch der Gesetzgeber scheint davon auszugehen, dass die Variante „auf

demselben Grundstück“ keiner weiteren Erklärung bedarf. Die in der Gesetzesbegründung

enthaltenen näheren Erläuterungen beziehen sich allein auf die Variante „sonstige räumliche

Nähe“ (Gesetzentwurf der Bundesregierung vom 18.02.2008, BT-Drucksache 16/8148, S.

50). Folglich gelten mehrere Anlagen, die sich auf demselben Grundstück befinden, für den

Zweck der Vergütung als eine Anlage, ohne dass es einer weiteren Prüfung der „räumlichen

Nähe“ bedarf. Es würden demnach aber auch Anlagen, die in keinem wirtschaftlichen

Zusammenhang stehen, sich aber auf demselben Grundstück befinden, zu einer Anlage

zusammengefasst. Die Vorschrift birgt damit die Gefahr, im Einzelfall zu sinnwidrigen

Ergebnissen zu führen. Die Möglichkeiten der Auslegung zur Vermeidung solcher Ergebnisse

erscheinen begrenzt.  Eine Auslegung, die in solchen Fällen  z.B. auf den wirtschaftlichen

Zusammenhang abstellt, wie sie Salje bereits für den alten Anlagenbegriff in § 3 Abs. 2 S. 2

EEG 2004 vorgeschlagen hat (Salje, Erneuerbare-Energien-Gesetz, 4. Aufl. 2007, § 3 Rdnr.

63), wäre nur entgegen dem klaren Wortlaut möglich. Hinzu kommt, dass die Problematik der
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aus § 3 Abs. 2 S. 2 EEG 2004 folgenden Zusammenfassung von Anlagen, die in keinem

wirtschaftlichen Zusammenhang stehen, bei der Schaffung des neuen § 19 Abs. 1 EEG 2009

bekannt war. Nichtsdestotrotz hat der Gesetzgeber aber auf die Aufnahme des Kriteriums

eines „wirtschaftlicher Zusammenhangs“ in den Tatbestand des § 19 Abs. 1 EEG 2009

verzichtet.

II. Räumliche Nähe

Mit dem Tatbestandsmerkmal der „räumlichen Nähe“ enthält § 19 Abs. 1 Nr. 1 EEG 2009

einen unbestimmten Rechtsbegriff. Allgemeingültige Aussagen zu seinem Inhalt und seiner

Auslegung lassen sich losgelöst von der Betrachtung eines Einzelfalls naturgemäß nur schwer

treffen.

In der Gesetzesbegründung wird auf eine Definition der „räumlichen Nähe“ verzichtet. Es

werden lediglich „Indizien“ genannt, deren Vorliegen für eine „räumliche Nähe“ sprechen

soll. Auszugehen von einer räumlichen Nähe sei demnach im Falle der Verbindung von

Anlagen durch

• für den Betrieb technisch erforderliche Einrichtungen (z.B. Staumauern, Fermentern

von Biogasanlagen), oder

• sonstige Infrastruktureinrichtungen (z.B. Wechselrichter, Netzanschluss,

Anschlussleitungen, eine Stromabführung in gemeinsamer Leitung, Transformatoren,

Messeinrichtungen, Verbindungswege, Verwaltungseinrichtungen).

Sofern die genannten Einrichtungen gemeinsam genutzt würden, sei von einer räumlichen

Nähe auszugehen.

Die Gesetzesbegründung nimmt damit Bezug auf den alten Anlagenbegriff des § 3 Abs. 2

EEG 2004, der ebenfalls auf eine technische Verbindung abstellte. Zum anderen wird aber

nunmehr auch die gemeinsame Nutzung jener Infrastruktureinrichtungen, die nach § 3 Abs. 2

S. 2. EEG 2004 gerade nicht für Einordnung als „eine“ Anlage maßgeblich sein sollte, als

Indiz für eine räumliche Nähe gewertet. Selbst wenn aber solche Indizien nicht gegeben sind,

soll nach Auffassung des Gesetzgebers, ein räumlicher Zusammenhang nicht ausgeschlossen

sein:
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„Aber auch ohne diese direkten Verbindungen kann ein räumlicher
Zusammenhang bestehen; dies ist in einer Gesamtbetrachtung des Einzelfalls
unter Berücksichtigung des Grundsatzes von Treu und Glauben und des
Normzwecks zu ermitteln.“

Der Gesetzgeber scheint demnach eine nicht unerhebliche Ausweitung der Tatbestände, unter

denen mehrere Anlagen für den Zweck der Vergütung zu einer Anlage zusammengefasst

werden, zu beabsichtigen. Eine Wertungsmöglichkeit für den Fall, dass mehrere Anlagen

zwar in „räumlicher Nähe“ zueinander errichtet wurde, ein wirtschaftlicher Zusammenhang

aber nicht gegeben ist, scheint der Gesetzgeber dagegen nicht für notwendig zu halten.

Im Übrigen ist zu erwarten, dass das Kriterium der „räumlichen Nähe“ in der Praxis zu

einigen Unsicherheiten führen wird. Zwar können Anlagenbetreiber im Falle der in der

Gesetzesbegründung aufgezählten Beispielsfälle davon ausgehen, dass eine „räumliche Nähe“

gegeben sein wird. Keine Anhaltspunkte bestehen aber dafür, auf welche Weise sich die

Zusammenfassung mehrerer Anlagen zum Zwecke der Vergütung sicher vermeiden ließe.

Rechts- und Investitionssicherheit ist vor dem Hintergrund des Verweises auf die

„Gesamtbetrachtung des Einzelfalls“ und „Treu und Glauben“ kaum zu erreichen. Im

Hinblick auf die erhebliche Verringerung der Vergütung bei höheren Leistungsklassen wird

der Zweck des neuen Anlagenbegriffs insoweit verfehlt. Nicht zuletzt mit Blick auf den vom

zuständigen Fachministerium in Hunderten von Fällen – und durchaus überraschend –

erhobenen Vorwurf des „Rechtsmissbrauchs“ muss nach dem 1.1.2009 befürchtet werden,

dass im Nachhinein mehrere technisch nicht zusammenhängende Anlagen aufgrund nicht

vorhersehbarer Umstände und Gesetzesinterpretationen zum Zwecke der

Vergütungsberechnung zusammengefasst werden und ein rentabler Betrieb dadurch

verhindert wird. Die Unbestimmtheit des gewählten Rechtsbegriffs dürfte hier im Zweifel

immer zu Lasten des Anlagenbetreibers gehen.

Derartige Probleme haben sich beim technischen Anlagenbegriff nach § 3 Abs. 2 EEG 2004

nicht gestellt.


